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Der Start des Gesundheitsfonds 
zum 1. Januar 2009 rückt nä-

her, die Konturen der Anfang 2007 
beschlossenen Gesundheitsreform 
zeichnen sich deutlicher ab. Vor 
allem an der Höhe des einheitli-
chen Beitragssatzes für die ge-
setzlich Krankenversicherten, der 
im Herbst festgelegt werden muss, 
entzündet sich die Debatte. Die 
Beiträge werden wie bisher schon 
lohnabhängig erhoben und in den 
Gesundheitsfonds eingezahlt, aus 
dem die Kassen eine Kopfprämie 
pro Versicherten erhalten. Kommt 
die einzelne Kasse mit den Finanz-
mitteln nicht aus, müssen ihre Ver-
sicherten zuzahlen; erwirtschaftet 
sie einen Überschuss, erhalten 
diese eine Rückzahlung. Wie hoch 
wird der ab 2009 geltende einheit-
liche Beitragssatz ausfallen? Viele 
Fachleute gehen davon aus, dass 
der durchschnittliche Beitragssatz 
von aktuell 14,8% (einschließlich 
des allein vom Arbeitnehmer zu 
tragenden Beitragsanteils von 0,9 
Prozentpunkten) 2009 auf über 
15% steigen wird und sich der 
Einheitsbeitrag daran orientiert. 
Wirkt die Einführung des Gesund-
heitsfonds also kostensteigernd? 
Keineswegs: Beitragserhöhungen 
sind vielmehr aufgrund der schwer 
kalkulierbaren Wirkungen der ab 
2009 geltenden neuen Honorarord-
nung für Kassenärzte und aufgrund 
steigender Arzneimittel- und Kran-
kenhauskosten zu erwarten. 

Das Ziel des Gesundheitsfonds 
war es ursprünglich, einen Kom-
promiss zwischen der von der CDU 
präferierten Kopfprämie und dem 
von der SPD favorisierten Bürger-
geld zu fi nden. Kostenwirkungen 
waren befürchtet worden, weil mit 
dem komplizierten System der 
Beitragserhebung mehr Bürokratie 
verbunden sei. Diese Befürchtun-
gen treffen nicht zu. Denn die Um-
verteilungsmechanik des Gesund-
heitsfonds gibt es – wenn auch in 
anderer Form – schon lange: Seit 

Einführung der Kassenwahlfreiheit 
1996 müssen Krankenversicherer 
mit einer guten Risikostruktur Aus-
gleichszahlungen an Versicherer 
mit einer schlechten Risikostruktur 
vornehmen. Dieser Risikostruktur-
ausgleich wird zukünftig nicht mehr 
rückwirkend, sondern durch die 
Funktionsweise des Gesundheits-
fonds im Voraus durchgeführt. Un-
ter anderem kommt es durch diese 
Vorwegnahme des Risikostruk-
turausgleichs dazu, dass bisher 
durch die zeitliche Verschiebung 
begünstigte Kassen ab 2009 im 
Wettbewerb benachteiligt sind, da 
sie zunächst auf den Einheitssatz 
angehobene Beiträge einziehen 
müssen und erst später aus ihren 
Überschüssen Prämien an die Ver-
sicherten zurückzahlen können.

Die Höhe des einheitlichen Bei-
tragssatzes ist Gegenstand von wi-
derstreitenden Interessen: Erweist 
sich dieser nach der Einführung 
des Gesundheitsfonds als nicht 
ausreichend zur Deckung der Aus-
gaben, so werden Zuzahlungen 
fällig. Von der genauen Prognose 
des kostendeckenden Beitragssat-
zes und dessen schrittweiser An-
passung an den Einnahmenbedarf 
wird die  Belastung der Mitglieder 
der gesetzlichen Kassen abhän-
gen. Den Arbeitgebern ist aufgrund 
der Konstruktion des Fonds an der 

Festlegung auf einen niedrigen Ein-
heitssatz gelegen, die Arbeitneh-
mer profi tieren von einem hohen 
Einheitsbeitrag, da die Ausgleichs-
prämien die Arbeitnehmer allein 
erhalten/zahlen. Dies gilt für das 
System insgesamt, aber vor allem 
für Arbeitgeber, deren Beschäftig-
te zuvor in günstigen Kassen ver-
sichert waren, denn diese werden 
auf jeden Fall mit deutlichen Bei-
tragsanhebungen belastet, ohne 
dass sie später mit Rückerstattun-
gen rechnen können. 

Zu den Problemen des Gesund-
heitsfonds trägt auch die unglück-
selige Überforderungsklausel bei, 
die zwischen den Koalitionspart-
nern 2006 ausgehandelt wurde, 
um sozial schwache Versicherte 
vor zu hohen Zusatzbelastungen 
zu schützen: Die Zuzahlungen, die 
bei Kassen mit hohen Kosten die 
Defi zite decken, wurden auf 1% 
des jeweiligen Einkommens des 
Mitglieds begrenzt. Dies hat weit 
reichende Folgen für die Mitglieder-
struktur solcher Kassen, in denen 
sich mehrheitlich sozial Schwache 
sammeln: Kassen wie z.B. die AOK 
müssen Versicherte mit hohem Ein-
kommen stärker belasten, indem 
sie diesen einen erheblichen Teil 
der Zusatzprämien auferlegen. Dies 
kann einen Teufelskreis in Gang 
setzen und solche Kassen letztlich 
in die Insolvenz treiben, ohne dass 
dies wirtschaftlich gerechtfertigt 
wäre. Viele andere Details – wie 
zum Beispiel die genaue Ausgestal-
tung eines morbiditätsorientierten 
Zuschlags auf die Kopfpauschale, 
die aus dem Gesundheitsfonds an 
die Kassen gezahlt wird – werden in 
diesem Jahr noch Anlass für Ausei-
nandersetzungen zwischen den Ko-
alitionspartnern bieten. Dabei ist nur 
zu hoffen, dass nicht noch weitere 
„Kompromisse“ gefunden werden, 
deren Wirkung letztlich keiner der 
Verhandlungspartner durchschaut.
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